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Am 18.11.2020 hat die Bundesregierung den von der Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz vorgelegten

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Verbraucherdarlehensrechts zur Umsetzung der Urteile des EuGH vom 11.9.2019 –

C-383/18, RIW 2020, 138 – und vom 26.3.2020 – C-66/19, BB 2020, 977ff. mit BB-Kommentar Hölldampf – beschlossen (s.

PM BMJV vom 18.11.2020). Dies betreffe zum einen das Recht von Verbraucherinnen und Verbrauchern auf Kos-

tenermäßigung bei der vorzeitigen Rückzahlung von Verbraucherdarlehen. Wer ein Darlehen vorzeitig zurückzahle, habe ein

Recht auf Ermäßigung der Gesamtkosten des Darlehens entsprechend der verbleibenden Laufzeit des Vertrages. Der EuGH

habe entschieden, dass diese Ermäßigung auch laufzeitunabhängige Kosten – dies sind beispielsweise Entgelte der Banken

für eine einmalig erbrachte Leistung – erfasse. Zum anderen werde das gesetzliche Widerrufsmuster für Allgemein-Verbrau-

cherdarlehensverträge angepasst. Künftig müssen VerbraucherInnen bei Abschluss eines Darlehensvertrags über das 14-tägi-

ge Widerrufsrecht im Vertrag informiert werden. Während bislang für den Fristbeginn zum Teil auf die maßgeblichen Be-

stimmungen im Gesetzestext verwiesen wurde, müsse künftig der Kreditgeber alle notwendigen gesetzlichen Pflichtanga-

ben direkt in der Widerrufsinformation aufzählen. Auf diese Weise können Verbraucherinnen und Verbraucher durch einen

Abgleich mit den ihnen vorgelegten Unterlagen feststellen, ob und wann ihre Widerrufsfrist zu laufen begonnen habe, ohne

noch einmal in das Gesetz schauen zu müssen.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Die Woche im Blick | Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH:PersonalisiertemultifunktionaleBank-

karte mit NFC-Funktion als Zahlungsinstru-

ment

1. Art. 52 Nr. 6 Buchst. a in Verbindung mit

Art. 54 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2015/2366 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.

November 2015 über Zahlungsdienste im Bin-

nenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/

65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhe-

bung der Richtlinie 2007/64/EG ist dahin auszu-

legen, dass er die Informationen und Vertrags-

bedingungen bestimmt, die von einem Zah-

lungsdienstleister mitzuteilen sind, der mit dem

Nutzer seiner Dienste gemäß den in diesen Be-

stimmungen vorgesehenen Modalitäten eine

Vermutung der Zustimmung zur Änderung des

zwischen ihnen geschlossenen Rahmenvertrags

vereinbaren möchte, dass er aber keine Be-

schränkungen hinsichtlich der Eigenschaft des

Nutzers oder der Art der Vertragsbedingungen,

die Gegenstand einer solchen Vereinbarung sein

können, festlegt; hiervon unberührt bleibt je-

doch, wenn es sich bei dem Nutzer um einen

Verbraucher handelt, die Möglichkeit der Prü-

fung, ob diese Klauseln im Licht der Bestimmun-

gen der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5.

April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Ver-

braucherverträgen missbräuchlich sind.

2. Art. 4 Nr. 14 der Richtlinie 2015/2366 ist dahin

auszulegen, dass es sich bei der Nahfeldkommu-

nikationsfunktion (Near Field Communication) ei-

ner personalisierten multifunktionalen Bankkar-

te, mit der Kleinbetragszahlungen zulasten des

verknüpften Kundenkontos getätigt werden

können, um ein „Zahlungsinstrument“ im Sinne

dieser Bestimmung handelt.

3. Art. 63 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2015/

2366 ist dahin auszulegen, dass eine kontaktlose

Kleinbetragszahlung unter Verwendung der

Nahfeldkommunikationsfunktion (Near Field

Communication) einer personalisierten multi-

funktionalen Bankkarte als „anonyme“ Nutzung

des fraglichen Zahlungsinstruments im Sinne

dieser Ausnahmeregelung anzusehen ist.

4. Art. 63 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2015/

2366 ist dahin auszulegen, dass sich ein Zah-

lungsdienstleister, der sich auf die in dieser Be-

stimmung enthaltene Ausnahmeregelung beru-

fen möchte, nicht darauf beschränken kann, zu

behaupten, das betreffende Zahlungsinstrument

könne nicht gesperrt oder seine weitere Nut-

zung nicht verhindert werden, obwohl dies nach

dem objektiven Stand der Technik nicht nach-

weislich unmöglich ist.

EuGH, Urteil vom 11.11.2020 – C-287/19
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2689-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Fehlende Klagebefugnis eines Ver-

braucherschutzvereins für Musterfeststel-

lungsklage

Der Musterkläger, ein Verbraucherschutzverein,

begehrt im Wege der Musterfeststellungsklage

u. a. Feststellung, dass Pflichtangaben in Ver-

braucherdarlehensverträgen, die die beklagte

Bank mit Verbrauchern zum Zweck der Finanzie-

rung von Kfz-Kaufverträgen abgeschlossen hat,

den gesetzlichen Anforderungen nicht entspre-

chen. Der u. a. für das Bank- und Börsenrecht zu-

ständige XI. Zivilsenat des BGH hat Urteil vom

17.11.2020 – XI ZR 171/19 – entschieden, dass

die Musterfeststellungsklage unzulässig ist, weil

der Musterkläger die für die Klagebefugnis erfor-

derlichen Voraussetzungen nicht erfüllt. Denn

die Klage wurde nicht von einer qualifizierten

Einrichtung nach § 606 Abs. 3 Nr. 1, Abs. 1 S. 2

ZPO erhoben. Bei den in § 606 Abs. 1 S. 2 ZPO

genannten Voraussetzungen handelt es sich um

besondere Voraussetzungen der Klagebefugnis,

die der Musterkläger nicht alle erfüllt. Dieser hat

nicht schlüssig vorgetragen, dass er gemäß

§ 606 Abs. 3 Nr. 1, Abs. 1 S. 2 Nr. 1 ZPO mindes-

tens 350 natürliche Personen als Mitglieder hat.

Darüber hinaus ergibt sich aus dem Vortrag des

Musterklägers nicht, dass dieser gemäß § 606

Abs. 3 Nr. 1, Abs. 1 S. 2 Nr. 3 ZPO in Erfüllung sei-

ner satzungsmäßigen Aufgaben Verbraucherin-

teressen weitgehend durch nicht gewerbsmäßi-

ge aufklärende oder beratende Tätigkeitenwahr-

nimmt. Entscheidend für die Erfüllung dieser Vo-

raussetzung ist, dass der Verbraucherschutz, der

durch die tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten des

Vereins erzielt wird, bei wertender Gesamtbe-

trachtung ganz maßgebend auf eine nicht ge-

werbsmäßige Aufklärung oder Beratung zurück-

zuführen ist und die (außer)gerichtliche Geltend-

machung von Verbraucherinteressen nur eine

untergeordnete Rolle daneben hat. Die Tätigkeit

des Musterklägers besteht allerdings ganz über-

wiegend darin, durch Analyse der Allgemeinen

Geschäftsbedingungen von Kreditinstituten

Rechtsverstöße zu identifizieren, die betreffen-

den Institute mit anwaltlicher Hilfe abzumahnen

und die Fehlerhaftigkeit der Geschäftsbedingun-

gen anschließend gerichtlich durchzusetzen. So

hat derMusterkläger nach den von ihmvorgeleg-

ten Presseberichten „in knapp 3.400 Fällen Ge-

bühren abgemahnt“ und in „hunderten von Fäl-

len“ Klage erhoben. Zwischen 97 % und 99 %

der Einnahmen des Musterklägers im Jahr 2017

und im ersten Halbjahr 2018 stammen aus dem

Bereich der gerichtlichen und außergerichtlichen

Anspruchsdurchsetzung, so dass diese Einnah-

men die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen um

ein Vielfaches übersteigen. Damit spricht auch

die Einnahmenstruktur des Musterklägers dafür,

dass die (außer)gerichtliche Geltendmachung

von Verbraucherinteressen beim Schutz der Ver-

braucher vor unredlichen Geschäftspraktiken

keine nur untergeordnete Rolle spielt.

(PM BGH Nr. 139/2020 vom 17.11.2020)
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